
Wahlbekanntmachung 

 
Am 23. Februar 2025 findet die 

Wahl zum 21. Deutschen Bundestag 
statt. Die Wahl dauert von 8 bis 18.00 Uhr. 

Die Gemeinde Kürten ist in 16 
 Stimmbezirke eingeteilt. 

 
 

In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten in der Zeit vom 22.01. bis zum 02.02.2025 

übersandt worden sind, sind der Wahlbezirk und der Wahlraum angegeben, in dem der Wahlberechtigte 

zu wählen hat. 

 

Die Abgrenzung der Stimmbezirke kann während der allgemeinen Dienstzeit im Rathaus in Kürten, 

Zimmer 9, eingesehen werden. 

 

Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des Wahlbezirkes wählen, in dessen Wählerverzeich-

nis er eingetragen ist. 

 

Die Wähler haben die Wahlbenachrichtigung und einen gültigen Ausweis (Personalausweis oder Reise-

pass) zur Wahl mitzubringen. Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben werden. 

 

Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln, die im Wahlraum bereitgehalten werden. Jeder Wähler erhält 

beim Betreten des Wahlraums einen Stimmzettel ausgehändigt. Jeder Wähler hat eine Erststimme und 

eine Zweitstimme. 

 

Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Nummer 

a) für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck die Namen der Bewerber/innen der zugelassenen 

Kreiswahlvorschläge unter Angabe der Partei, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch dieser, 

bei anderen Kreiswahlvorschlägen außerdem des Kennworts und rechts von dem Namen jedes Bewer-

bers/jeder Bewerberin einen Kreis für die Kennzeichnung 

b) für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck die Bezeichnung der Parteien, sofern sie eine Kurzbe-

zeichnung verwenden, auch dieser, und jeweils die Namen der ersten fünf Bewerber/innen der zugelasse-

nen Landeslisten und links von der Parteibezeichnung einen Kreis für die Kennzeichnung. 

 

Der Wähler gibt seine Erststimme in der Weise ab, 

dass sie auf dem linken Teil des Stimmzettels (Schwarzdruck) durch ein in einen Kreis gesetztes 

Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welchem Bewerber/welcher Bewerberin 

sie gelten soll, 

 und seine Zweitstimme in de Weise,  

dass er au dem rechten Teil des Stimmzettels (Blaudruck) durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz 

oder auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welcher Landesliste sie gelten soll.  

 

Der Stimmzettel muss von den Wählern in einer Wahlzelle des Wahlraumes oder in einem besonderen 

Nebenraum gekennzeichnet und in der Weise gefaltet werden, dass seine Stimmabgabe nicht erkennbar 

ist. In der Wahlkabine darf nicht fotografiert oder gefilmt werden. 

 

Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung erfolgende Ermittlung und Feststellung 

des Wahlergebnisses im Wahlbezirk sind öffentlich. Jedermann hat Zutritt, soweit das ohne Beeinträchti-

gung des Wahlgeschäfts möglich ist. 

 

Die Briefwahlvorstände treten zur Ermittlung des Briefwahlergebnisses um 15.00 Uhr im Rathaus, Karl-

heinz-Stockhausen-Platz 1, 51515 Kürten zusammen. 

 



 

 

Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl im Wahlreis, in dem der Wahlschein ausge-

stellt ist 

a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk dieses Wahlkreises oder 

b) durch Briefwahl 

teilnehmen.  

 

Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Gemeindebehörde einen amtlichen Stimmzettel, 

einen amtlichen Stimmzettelumschlag sowie einen amtlichen Wahlbriefumschlag beschaffen und seinen 

Wahlbrief mit dem Stimmzettel (im verschlossenen Stimmzettelumschlag) und dem untererschriebenen 

Wahlschein so rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen Stelle zuleiten, dass er dort spä-

testens am Wahltag bis 18.00 Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann auch bei der angegebenen Stelle abgege-

ben werden. 

 

Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal und nur persönlich ausüben (§ 14 Abs. 4 des Bun-

deswahlgesetzes). 

 

Wer unbefugt wählt oder ein sonst unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis ver-

fälscht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Unbefugt wählt auch, wer im 

Rahmen zulässiger Assistenz entgegen der Wahlentscheidung des Wahlberechtigten oder ohne eine geäu-

ßerte Wahlentscheidung des Wahlberechtigten eine Stimme abgibt. Der Versuch ist strafbar (§ 107 a Abs. 

1 und 3 des Strafgesetzbuches). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
51515 Kürten, den 15.02.2025 

Gemeinde Kürten 

Der Bürgermeister 
Willi Heider 
 



Bekanntmachung über die 

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 
für die Wahl der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters und 

der Vertretung der Gemeinde Kürten am 14.09.2025 

Gemäß §§ 24 und 75b Absatz 1 Kommunalwahlordnung (KWahlO) vom 31.08.1993 
(GV.NRW. S. 592, S. 967), zuletzt geändert durch Verordnung vom 02.12.2024 (GV. NRW. 
S. 942) fordere ich zur Einreichung von Wahlvorschlägen auf. 
 
Die Wahlvorschläge sind bis spätestens zum 07. Juli 2025, 18.00 Uhr (Ausschlussfrist!), 
beim Wahlleiter der Gemeinde Kürten, Karlheinz-Stockhausen-Platz 1, 51515 Kürten, Zi. 8, 
einzureichen. 
 
Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig vor diesem Termin einzureichen, 
damit etwaige Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, vorher noch behoben 
werden können. 
 
Vorrangig soll die Einreichung von Wahlvorschlägen online über die Parteienkomponente der 
im Wahlbüro eingesetzten Software VoteManager erfolgen. Geben Sie hierzu den Link:  
https://www.votemanager.de/parteienkomponente/  
in Ihren Browser ein und registrieren sich auf der Plattform. In Ausnahmefällen können die 
Formulare auch per E-Mail angefordert werden 
 
 
Allgemeines 
Der Wahlausschuss der Gemeinde Kürten hat das Gebiet der Gemeinde Kürten in 16 
Wahlbezirke eingeteilt. Die Einteilung wurde öffentlich bekannt gemacht. Sie kann beim 
Wahlamt eingesehen werden. 
 
Wahlvorschläge können von politischen Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes 
(Parteien), von mitgliedschaftlich organisierten Gruppen von Wahlberechtigten 
(Wählergruppen) und von einzelnen Wahlberechtigten (Einzelbewerbenden) eingereicht 
werden. (§ 15 KWahlG). 
 
Als Bewerber/in einer Partei oder einer Wählergruppe kann in einem Wahlvorschlag nur 
benannt werden, wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung im Wahlgebiet hierzu 
gewählt worden ist. Kommt eine derartige Versammlung nicht zustande, so kann die Partei 
oder Wählergruppe ihre Bewerber/innen in einer Versammlung von Wahlberechtigten 
aufstellen lassen. 
 
Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (Unionsbürger), die in 
Deutschland wohnen, sind unter den gleichen Voraussetzungen wie Deutsche wählbar. 
 
Eine Wählergruppe, die nach § 2 Absatz 1 des Wählergruppentransparenzgesetzes (Wähl- 
GTranspG) vom 25. März 2022 (GV. NRW S. 412) in der jeweils geltenden Fassung einer 
Pflicht zur Rechenschaftslegung unterliegt, kann einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn 
sie ihm die Bescheinigungen beifügt, die ihr der Präsident des Landtags nach § 4 Ab- 
satz 2 WählGTranspG über die Vorlage ihrer Rechenschaftsberichte für die letzten zwei ab- 
geschlossenen Rechnungsjahre erteilt hat. Soweit die Frist zur Einreichung des Rechen- 
schaftsberichts nach § 4 Absatz 1 des WählGTranspG zum Zeitpunkt der Einreichung des 



Wahlvorschlags noch nicht abgelaufen ist, ist für das letzte abgeschlossene Rechnungsjahr 
die Vorlage einer Erklärung nach Absatz 2 ausreichend. Hat eine Wählergruppe die fristge- 
rechte Einreichung der Rechenschaftsberichte nach § 4 Absatz 1 WählGTranspG versäumt, 
kann sie die Einreichung der Rechenschaftsberichte beim Präsidenten bis zur Zulassung des 
Wahlvorschlags nachholen. 
Eine Wählergruppe, die keiner Pflicht zur Rechenschaftslegung nach § 2 Ab- 
satz 1 WählGTranspG unterliegt, kann einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie zu- 
sammen mit dem Wahlvorschlag eine Erklärung darüber abgibt, ob und in welcher Gesamt- 
höhe sie in den vorangehenden zwölf Monaten Zuwendungen erhalten hat. Zuwendungen 
einer einzelnen Zuwenderin oder eines einzelnen Zuwenders gemäß § 2 Absatz 2 
Satz 4 WählGTranspG sind anzugeben. 
Erhält eine Wählergruppe nach Einreichung eines Wahlvorschlags bis zum Zeitpunkt der 
Wahl eine Zuwendung, die die Bedingungen gemäß § 2 Absatz 2 Satz 4 WählGTranspG 
erfüllt, teilt sie dies dem Wahlleiter unter Angabe des Namens und der Anschrift der Zuwen- 
derin bzw. des Zuwenders sowie der Gesamthöhe der Zuwendung unverzüglich mit. 
Für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber, die keiner Pflicht zur Rechenschaftslegung 
nach § 2 Absatz 1 WählGTranspG unterliegen, beschränkt sich die Mitteilungspflicht ent- 
sprechend § 2 Absatz 7 WählGTranspG auf Angaben über Zuwendungen, die die Einzelbe- 
werberin oder der Einzelbewerber zum Zwecke ihrer bzw. seiner Bewerbung und Wahl- 
kampfführung von Dritten erhalten hat. 
 
Die Bewerber/innen und die Vertreter/innen für die Vertreterversammlungen sind in geheimer 
Wahl zu wählen. Entsprechendes gilt für die Festlegung der Reihenfolge der Bewerber/innen 
auf der Reserveliste und für die Bestimmung der Bewerber/innen als Ersatzbewerbende. 
Stimmberechtigt ist nur, wer am Tage des Zusammentritts der Versammlung im Wahlgebiet 
wahlberechtigt ist. Jede/r stimmberechtigte Teilnehmer/in der Versammlung ist 
vorschlagsberechtigt. 
 
Als Vertreter/in für eine Vertreterversammlung kann nur gewählt werden, wer am Tage des 
Zusammentritts der zur Wahl der Vertretenden einberufenen Versammlung im Wahlgebiet 
wahlberechtigt ist. 
Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hierfür vorgesehene Stelle kann gegen den 
Beschluss einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch erheben. Auf einen 
solchen Einspruch ist die Abstimmung zu wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig. Das Nähere 
über die Wahl der Vertretungen für die Vertreterversammlung, über die Einberufung und 
Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie über das Verfahren für 
die Wahl der Bewerbenden regeln die Parteien und Wählergruppen durch ihre Satzungen. 
 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerbenden mit Angaben über Ort 
und Zeit der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen Mitglieder, 
Vertreter/innen oder Wahlberechtigten und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem 
Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben die Leitenden der Versammlung und zwei von 
der Versammlung bestimmte Teilnehmer/innen gegenüber dem Wahlleiter an Eides statt zu 
versichern, dass die Wahl der Bewerber/innen in geheimer Abstimmung erfolgt ist. 
 
Hinsichtlich der Reservelisten hat sich die Versicherung an Eides statt auch darauf zu 
erstrecken, dass die Festlegung der Reihenfolge der Bewerbenden und die Bestimmung der 
Ersatzbewerbenden in geheimer Abstimmung erfolgt sind. Der Wahlleiter ist für die 
Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er ist Behörde im Sinne des § 
156 des Strafgesetzbuches. Die Beibringung einer Ausfertigung der Niederschrift und der 
Versicherung an Eides statt bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das 



Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags (§ 17 KWahlG). 
 
Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden 
Wahlperiode nicht ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung, in der Vertretung des 
zuständigen Kreises, im Landtag oder auf Grund eines Wahlvorschlags aus dem Land im 
Bundestag vertreten, so kann sie einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie nachweist, 
dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen gewählten Vorstand, eine schriftliche 
Satzung und ein Programm hat; dies gilt nicht für Parteien, die die Unterlagen gemäß § 6 
Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 und 2, Absatz 4 des Parteiengesetzes bis zum Tage der 
Wahlausschreibung ordnungsgemäß bei der Bundeswahlleiterin eingereicht haben (s. § 15 
Absatz 2 KWahlG). 
 
Welche Parteien, die auf Landesebene organisiert sind, gemäß § 15 Absatz 2 Satz 2 KWahlG 
der Bundeswahlleiterin die Unterlagen eingereicht haben und wo und bis zu welchem 
Zeitpunkt Anträge auf Bestätigung der ordnungsgemäßen Einreichung von Satzung und 
Programm von Parteien und Wählergruppen eingereicht werden können, wird das 
Innenministerium öffentlich bekannt geben. 
 
Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk 
a) Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach dem Muster der Anlage 11a zur 

KWahlO eingereicht werden. Er muss enthalten:  
• Name und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag 
einreicht;  
Wahlvorschläge von Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen können durch ein Kennwort 
gekennzeichnet werden;  
• Familienname,  
• Vornamen,  
• Beruf,  
• Geburtsdatum,  
• Geburtsort,  
• Anschrift (Hauptwohnung), 
• E-Mail-Adresse und Telefon sowie  
• Staatsangehörigkeit der Bewerbenden;  
• bei Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 Absatz 1 und 6 KWahlG sind auch der 
Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei 
der sie beschäftigt sind, anzugeben. 
Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet 
zuständigen Leitung unterzeichnet sein. Bei anderen Wahlvorschlägen muss mindestens ein/e 
Unterzeichnende/r seine/ihre Unterschrift auf dem Wahlvorschlag selbst leisten. Der 
Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschrift der Vertrauensperson und der 
stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
 
b) Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk müssen, wenn die Partei oder Wählergruppe in der 
im Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode nicht ununterbrochen im Rat der 
Stadt, im Kreistag, im Landtag oder aufgrund eines Wahlvorschlages aus dem Land im 
Bundestag vertreten ist oder wenn es sich um Wahlvorschläge von Einzel- und 
Selbstbewerbenden handelt, von mindestens 5 Wahlberechtigten des Wahlbezirks, für den 
der/die Kandidat/in aufgestellt ist, persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. 
Dies gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbewerbenden, es sei denn, dass sie in der zu 
wählenden Vertretung einen Sitz aufgrund eines Wahlvorschlages haben, in dem sie als 
Einzelbewerber/in benannt waren und der Wahlvorschlag von ihnen selbst unterzeichnet ist. 



Es sind amtliche Formblätter zu verwenden. Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die 
ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nachweis der Wahlberechtigung der 
Unterzeichnenden bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen 
eines gültigen Wahlvorschlages, es sei denn, der Nachweis kann infolge von Umständen, die 
der/die Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden. 
 
c) Im Übrigen verweise ich für das Wahlvorschlagsverfahren auf die §§ 15 bis 20 KWahlG 
und die §§ 24 bis 31 KWahlO. 
 
Wahlvorschläge für Reserveliste 
a) Für die Reserveliste können nur Bewerber/innen benannt werden, die für eine Partei oder 
Wählergruppe antreten. Die Reserveliste muss von der für das Wahlgebiet zuständigen 
Leitung unterzeichnet sein. 
 
b) Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 11b zur KWahlO eingereicht werden. 
Sie muss enthalten: 
• Name der einreichenden Partei oder Wählergruppe;  
• Familienname,  
• Vornamen,  
• Beruf,  
• Geburtsdatum, 
• Geburtsort,  
• Anschrift (Hauptwohnung),  
• E-Mail-Adresse und Telefon sowie  
• Staatsangehörigkeit der Bewerbenden in erkennbarer Reihenfolge;  
• bei Beamten und Arbeitnehmern nach KWahlG sind auch der Dienstherr und die 
Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie beschäftigt 
sind, anzugeben.  
• Die Reserveliste soll ferner Namen und Anschrift der Vertrauensperson und der 
stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
 
c) Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass ein/e Bewerber/in, unbeschadet der 
Reihenfolge im Übrigen, Ersatzbewerber/in für einen im Wahlbezirk oder für einen auf einer 
Reserveliste aufgestellten Bewerbenden sein soll (§ 16 Absatz 2 KWahlG). Ist dieses der Fall, 
so muss die Reserveliste ferner enthalten: 
• den Familien- und Vornamen des zu ersetzenden Bewerbenden;  
• den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der Reserveliste, in dem oder unter der der/die 
zu ersetzende Bewerber/in aufgestellt ist. 
 
d) Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden 
Wahlperiode nicht ununterbrochen im Rat der Stadt, im Kreistag, im Landtag oder aufgrund 
eines Wahlvorschlages aus dem Land im Bundestag vertreten, so muss die Reserveliste von 
mindestens 16 Wahlberechtigten des Wahlgebietes persönlich und handschriftlich 
unterzeichnet sein. 
 
Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters/ der Bürgermeisterin der Gemeinde 

Kürten 
a) Wahlvorschläge können von politischen Parteien im Sinne des Grundgesetzes (Parteien), 
von mitgliedschaftlich organisierten Gruppen von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und 
von einzelnen Wahlberechtigten (Einzelbewerbenden) eingereicht werden. 
 



Der Wahlvorschlag für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin soll nach dem 
Muster der Anlage 11d zur KWahlO eingereicht werden. Er muss enthalten:  
• Name und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag 
einreicht; andere Wahlvorschläge können auch durch ein Kennwort des 
Wahlvorschlagsträgers gekennzeichnet werden;  
• Familienname,  
• Vornamen,  
• Beruf,  
• Geburtsdatum, 
• Geburtsort,  
• Anschrift (Hauptwohnung),  
• E-Mail-Adresse und Telefon sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers/der Bewerberin. 
 
Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet 
zuständigen Leitung unterzeichnet sein. Bei anderen Wahlvorschlägen muss der/die 
Unterzeichnende des Wahlvorschlags im Wahlgebiet wahlberechtigt sein. Aus dem 
Wahlvorschlag sollen ferner Namen und Anschrift der Vertrauensperson und der 
stellvertretenden Vertrauensperson hervorgehen. 
 
b) Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden 
Wahlperiode nicht ununterbrochen im Rat der Stadt, im Kreistag, im Landtag oder aufgrund 
eines Wahlvorschlages aus dem Land im Bundestag vertreten oder handelt es sich um 
Wahlvorschläge von Einzel- und Selbstbewerbenden, so müssen sie von mindestens 170 

Wahlberechtigten unterzeichnet sein. Dies gilt nicht, wenn der bisherige Bürgermeister als 
Bewerber vorgeschlagen wird. Die Unterstützungsunterschriften sind auf amtlichen 
Formblättern zu erbringen. Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nachweis der 
Wahlberechtigung der Unterzeichnenden bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist 
Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlages, es sei denn, der Nachweis 
kann infolge von Umständen, die der/die Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu vertreten hat, 
nicht rechtzeitig erbracht werden. 
 
c) Gemeinsame Wahlvorschläge sind zulässig. Es sind jeweils alle Wahlvorschlagsträger zu 
benennen. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag muss von der jeweiligen für das Wahlgebiet 
zuständigen Leitung aller Wahlvorschlagsträger unterzeichnet sein. 
Unterstützungsunterschriften auf amtlichen Formblättern sind beizubringen, wenn keiner der 
Wahlvorschlagsträger die Voraussetzungen des KWahlG erfüllt. 
 
d) Bewerberinnen und Bewerber können nicht gleichzeitig für die Wahl zum/zur 
Bürgermeister/in oder Landrat/Landrätin in mehreren Gemeinden und Kreisen kandidieren. 
 
e) Im Übrigen wird auf die Bestimmungen der §§ 46 b bis 46 e Kommunalwahlgesetz sowie 
auf die §§ 75 a und 75 b der Kommunalwahlordnung verwiesen. 
 
Kürten, den 14.02.2025 
 
 
Willi Heider 
Der Wahlleiter 
 
 
 



Nachrichtliche Bekanntmachung 
 

zur 26. Sitzung des Rates der Gemeinde Kürten am Mittwoch, den 19.02.2025, um 17:30 Uhr, 
im Bürgerhaus Kürten. 
 

Tagesordnung 
 
I. Öffentlicher Teil 
 
 1.   Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen und rechtzeitigen 

Einladung, Feststellung der fehlenden Ratsmitglieder und der Beschlussfähig-
keit des Rates 
 

 

 2.   Einwohnerfragestunde  
 
 3.   Mitteilungen des Bürgermeisters im öffentlichen Teil und Beantwortung von 

Anfragen aus früheren Sitzungen des Rates 
 

 
 4.   Genehmigung von Niederschriften  

 
 5.   Bericht des Bürgermeisters über die Durchführung von Beschlüssen aus voran-

gegangenen Sitzungen im öffentlichen Teil 
 

 
 6.   Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde Kürten; Ernennung der Wehrführung  

 
 7.   Überörtliche Prüfung; Beratung und Beschluss der Stellungnahme  

 
 8.   Haushaltssatzung 2025 nebst Anlagen inkl. mittelfristiger Finanzplanung;  

Haushaltsberatungen 2. Änderungsdienst und Haushaltbeschluss 
 

 
 9.   Ermächtigungsübertragungen nach 2025  

 
 10.   Zuständigkeitsordnung; Änderungen  

 
 11.   Erlass einer Satzung zum Verbot von Wahlkampfständen im direkten Umfeld 

von Schulen; Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 03.02.2025 
 

 
 12.   Anregung nach § 24 Gemeindeordnung NRW  

 
 13.   Information zum Thema Starkregen und Hochwasser;  

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN v. 12.01.2025 
 

 
 14.   Anfragen von Ratsmitgliedern  

 

II. Nichtöffentlicher Teil 
 
 15.   Mitteilungen des Bürgermeisters im nichtöffentlichen Teil und Beantwortung 

von Anfragen aus früheren Sitzungen des Rates 
 

 
 16.   Bericht des Bürgermeisters über die Durchführung von Beschlüssen aus voran-

gegangenen Sitzungen im nicht-öffentlichen Teil 
 

 
 17.   Anfragen von Ratsmitgliedern  



   

Zur amtlichen informellen und letztendlichen Bekanntmachung der Tagesordnung gilt der Aus-
hang an der Bekanntmachungstafel am Rathaus. 
 


